


„Das  Kohlekraftwerk in Dörpen wird 
ungefähr so viel CO2 produzieren wie 
die gesamte Bevölkerung des Kantons 
Bern. Wir im Emsland sind gegen das 
klimaschädliche Vorhaben.“

Inge Stemmer
Bürgerinitiative 

Saubere Energie Dörpen

KOHLEKRAFTWERK DÖRPEN
Im westlich von Bremen gelegenen Dörpen sind die Bernischen 
Kraftwerke (BKW) an der Planung eines neuen Steinkohlekraft-
werks mit einer Leistung von 900 MW beteiligt. Mehr als zwei 
Jahre hat das eidgenössische Schweizer Energieunternehmen, 
das zu 52,5 Prozent dem Kanton Bern gehört, das Kraftwerk-
sprojekt maßgeblich vorangetrieben. Aufgrund des enormen 
Protests im Kanton Bern musste die BKW die Projektleitung 
aber im Herbst 2009 an den Energiekonzern EnBW abgeben. 
Die BKW ist nun noch mit einem Anteil von 24,9 Prozent be-
teiligt.

Das Kohlekraftwerk wird im Jahr 5,1 Millionen Tonnen CO
2 

emittieren. Die giftigen Abgase des Kraftwerks werden erheb-
liche Auswirkungen für die hochempfi ndlichen Naturschutz-
gebiete in unmittelbarer Nähe zum Kraftwerksstandort haben. 
Das Vorhaben wird von der Mehrheit der Bevölkerung vor Ort 
abgelehnt. Seit Jahren gibt es heftige Proteste.

Auch in Wilhelmshaven baut die BKW gemeinsam mit dem 
französisch-belgischen Konzern GDF SUEZ ein neues Kohle-
kraftwerk. Sie ist mit 33 Prozent am Vorhaben beteiligt.

„Die CO2-Emissionen von Schleswig-
Holstein würden sich durch das Koh-
lekraftwerk um 50 Prozent erhöhen. 
Ohne Schweizer Beteiligung könnte 
es nicht gebaut werden.“

Arne Frijahn
Bürgerinitiative Gesundheit

und Klimaschutz Unterelbe Brunsbüttel

KOHLEKRAFTWERK BRUNSBÜTTEL
In Brunsbüttel in der Nähe von Hamburg sollen in den nächs-
ten Jahren insgesamt drei neue Kohlekraftwerke mit einer Ge-
samtleistung von 3.200 Megawatt (MW) errichtet werden. Ei-
nes der Vorhaben ist ein riesiger Kohlekraftwerksdoppelblock 
mit einer Leistung von 1.800 MW, für den derzeit das Genehmi-
gungsverfahren läuft. Die Projektleitung hat das Stadtwerke-
Kooperationsunternehmen SüdWestStrom. Der jährliche CO
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Ausstoß wird bei rund 10 Millionen Tonnen zusätzlich liegen. 
Über 60 Prozent der Brunsbütteler Einwohner und die große 
Mehrheit der Einwohner der angrenzenden Gemeinden in der 
betroff enen Region lehnen das Projekt ab.

An dem riesigen geplanten Kohledoppelblock sind folgende 
Schweizer Stromfi rmen beteiligt: die Rätia Energie (Kanton 
Graubünden) mit 918 MW – das Unternehmen ist mit  51 % 
Mehrheitsanteilseigner am Kohlekraftwerksprojekt und ge-
hört fast zur Hälfte dem Kanton Graubünden; die Groupe E aus 
Freiburg mit 50 MW, die  Romande Energie (Kanton Waadt) 
mit 50 MW, die EBM (Baselland) mit 30 MW und die SN Energie 
(Kanton Glarus) mit 20 MW. Mit insgesamt 1.068 MW werden 
die Schweizer Unternehmen also weit über die Hälfte der 
produzierten Strommenge abnehmen.

„Gerade die Bevölkerung in und 
um Lünen leidet bereits unter den 
vielen Kohlekraftwerken in der Re-
gion. Die Schweizer Investitionen 
verschärfen die Situation noch.“ 

Thomas Matthée 
Bürgerinitiative Kontra Kohle 

Kraftwerk Lünen 

KOHLEKRAFTWERK LÜNEN
Im nordrhein-westfälischen Lünen, nördlich von Dort-
mund, baut der Stadtwerkeverbund Trianel ein neues 
Steinkohlekraftwerk mit einer Leistung von 810 Megawatt. 
Das Projekt ist vor Ort sehr umstritten. Obwohl noch immer 
nicht alle Genehmigungen vorliegen, ist das Kraftwerk be-
reits seit dem Herbst 2008 im Bau. 
Die Tessiner Elektrizitätswerke (AET) sind mit einem Anteil 
von deutlich über 10 Prozent am Kohlekraftwerk beteiligt. 
Sie sind derzeit neben einem Energieversorger aus Bochum 
der größte einzelne Anteilseigener. Die AET gehört zu 100 
Prozent dem Kanton Tessin. Auch die Regio Energie aus dem 
Kanton Solothurn ist am Kohlekraftwerksprojekt beteiligt. 

Im Juni 2008 legte der nordrhein-westfälische Landesver-
band des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) mit Unterstützung der lokalen Bürgerinitiative in 
Lünen beim Oberverwaltungsgericht in Münster Klage 
gegen eine erste Teilgenehmigung des Kraftwerks ein. Das 
Gericht gab dem Kläger Recht, vor allem aufgrund von Ver-
stößen gegen europäisches Naturrecht. Allerdings hat es 
den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) 
in Luxemburg zur Klärung der Frage angerufen, ob das 
Klagerecht der Umweltverbände in Bezug auf Naturschutz 
durch deutsches Recht unzulässig eingeschränkt wird. Eine 
Entscheidung des EuGH wird im Frühjahr 2010 erwartet. Kohlekraftwerke
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